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EU-Kommission ver�ffentlicht Standards zur Nachhaltigkeitsberichterstattung –
Darstellung der Erleichterungsm�glichkeiten

Prof. Dr. Inge W u l f , Clausthal

Die Europ�ische Kommission hat bereits in dem am 9.6.2023 ver�ffentlichten Konsultationsentwurf f�r einen de-
legierten Rechtsakt zu einem ersten Set der European Sustainability Reporting Standards (ESRS) einige Erleich-
terungen im Vergleich zu den EFRAG-Entw�rfen vorgenommen. Nach 604 R�ckmeldungen hat die Kommission
weitere Anpassungen und Klarstellungen gegen�ber ihrem Konsultationsentwurf vorgenommen. Als Ergebnis
hat sie am 31.7.2023 die delegierte Verordnung zur Erg�nzung der EU-Bilanzrichtlinie in Bezug auf die Standards
zur Nachhaltigkeitsberichterstattung angenommen. Der Beitrag gibt einen �berblick �ber die die umfangreichen
ESRS-Angabepflichten betreffenden Erleichterungen.
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Literatur: Baumüller, European Sustainability Repor-
ting Standards (ESRS) Set 1 – Die Vorschl�ge der
EFRAG vom November 2022, KoR 2023, 200; Von

Keitz/Wulf, Systematischer �berblick �ber ausgew�hl-
te Regelwerke zur Nachhaltigkeitsberichterstattung
(Teil 1 und 2) – W�rdigung mit Blick auf die Zukunfts-
f�higkeit der Regelwerke und Relevanz f�r deutsche
Unternehmen, KoR 2023, 27 ff und 88 ff; Lanfermann,
Gr�ne Zeitenwende f�r die Lageberichterstattung,
WPg 2023, 350; Wulf, Nachhaltigkeitsberichterstat-
tung nach der Corporate Sustainability Reporting
Directive, DStZ 2023, 469; Wulf, Europ�ische Stan-
dards zur Nachhaltigkeitsberichterstattung – Darstel-
lung der Anforderungen auf Basis des Konsultations-
entwurfs f�r den delegierten Rechtsakt, DStZ 2023,
572.

I. Einleitung

Mit der am 5.1.2023 in Kraft getretenen Corporate Sus-
tainability Reporting Directive1) (CSRD), mit der die Bi-
lanz-Richtlinie angepasst wurde, wird die nichtfinanzi-
elle Erkl�rung (§ 289b bis § 289e HGB) durch einen
(verpflichtenden) Nachhaltigkeitsbericht2) abgel�st
und es werden die Berichtspflichten erweitert. Die
Richtlinie ist sp�testens bis zum 6.7.2024 in nationales
Recht umzusetzen (Art. 5 Abs. 1 CSRD). Detaillierte
Konkretisierungen erfolgen mit den nach Art. 19a
Abs. 4 i.V.m. Art. 29b Bilanz-RL n.F. verpflichtend
anzuwendenden Standards zur Nachhaltigkeitsbe-
richterstattung (European Sustainability Reporting
Standards, ESRS), die im Wege eines delegierten
Rechtsakts erlassen werden. Mit diesen verbindlichen
Standards soll „eine unionsweite harmonisierte Nach-
haltigkeitsberichterstattung gew�hrleistet werden.“3)

F�r die Entwicklung der Standards wurde die Europe-
an Financial Reporting Advisory Group (EFRAG) be-
auftragt, die zun�chst im April 2022 einen Konsulta-
tionsentwurf erarbeitet und im Anschluss nach
�berarbeitungen im November 2022 einen ersten Satz
von 12 Standardentw�rfen zur Nachhaltigkeitsbericht-
erstattung an die EU-Kommission �bermittelt hat.4)

Bei der Entwicklung der Standards wurden die wich-
tigsten weltweit angewandten Standards f�r die
Nachhaltigkeitsberichterstattung ber�cksichtigt, insb.
die Standards der Global Reporting Initiative (GRI)
wie auch des International Sustainability Standards
Board (ISSB).5)

Auf Basis der EFRAG-Entw�rfe hat die Europ�ische
Kommission am 9.6.2023 einen Konsultationsentwurf
f�r einen delegierten Rechtsakt bzgl. des ersten Satzes
der ESRS ver�ffentlicht, der nachfolgend – auf Grund
von innerhalb des R�ckmeldezeitraums (9.6.–7.7.2023)
eingegangenen Kommentierungen – einige �nderun-
gen (die auch Berichtserleichterungen umfassen) erfah-
ren hat.6) Auf den Konsultationsentwurf folgten 604
R�ckmeldungen und es wurden weitere Anpassungen
und Klarstellungen vorgenommen. Schließlich hat die
Kommission den delegierten Rechtsakt zum ersten Satz
der ESRS am 31.7.2023 ver�ffentlicht. Der delegierte

Rechtsakt umfasst eine Delegierte Verordnung mit zwei
Anh�ngen.Anhang1umfasstdie12StandardszurNach-
haltigkeitsberichterstattung, Anhang 2 enth�lt die in den
ESRS vorgenommenen Abk�rzungen wie auch ein Glos-
sar mit Begriffsbestimmungen.7) Damit liegen erstmals
verbindliche europarechtliche Standards zur Nach-
haltigkeitsberichterstattung vor. Die ESRS entfalten
unmittelbar Rechtskraft und sind daher von CSRD-
berichtspflichtigen Unternehmen zwingend zu beachten

Die 12 Standards zur Nachhaltigkeitsberichterstattung
umfassen zwei branchen�bergreifende Standards (All-
gemeine Anforderungen [ESRS 1] und allgemeine An-
gaben [ESRS 2]) und zehn themenbezogene Stan-
dards, die die drei Nachhaltigkeitsaspekte Umwelt,
Soziales und Menschenrechte sowie Governance be-
treffen. Die Berichtsvorgaben der ESRS-Entw�rfe wa-
ren sehr detailliert.8) So umfassten die Standards, die
im November 2022 an die Europ�ische Kommission
�bersendet wurden, 82 Berichtsanforderungen und
1 144 Datenpunkte,9) nachdem die Berichtsanforde-
rungen im Vergleich zu den vorangegangenen Konsul-
tationsentw�rfen (April 2022) bereits deutlich redu-
ziert wurden. Weitere Anpassungen einschließlich
Berichtserleichterungen wurden durch die Kommissi-
on auf den Weg zum delegierten Rechtsakt, der am
31.7.2023 ver�ffentlicht wurde, vorgenommen.

Mit dem vorliegenden Beitrag werden die M�glichkei-
ten von Erleichterungen, die i.R.d. CSRD und v.a. der
ESRS er�ffnet werden, dargestellt und gew�rdigt.
W�hrend in der CSRD nur wenige Berichtserleichte-
rungen verankert sind, umfassen die ESRS eine Reihe
an Erleichterungen. Die Erleichterungen entstanden
zum einen durch die Ausweitung des Wesentlichkeits-
vorbehalts auf fast durchg�ngig alle themenbezoge-
nen Standards. Zum anderen wurden Erleichterungen

1) Richtlinie (EU) 2022/2464 v. 14.12.2022 zur �nderung der Ver-
ordnung (EU) Nr. 537/2014 und der Richtlinien 2004/109/EG,
2006/43/EG und 2013/34/EU hinsichtlich der Nachhaltig-
keitsberichterstattung von Unternehmen, ABl.EU Nr. L 322
v. 16.12.2022, 15.

2) In der deutschen �bersetzung der ESRS wird der Begriff
„Nachhaltigkeitserkl�rung“ und in der deutschen �berset-
zung der CSRD der Begriff „Nachhaltigkeitsbericht“ verwen-
det. Im Folgenden findet, der CSRD folgend, durchg�ngig der
Begriff „Nachhaltigkeitsbericht“ Ber�cksichtigung, es sei
denn, es wird aus einem ESRS zitiert.

3) CSRD, Erw�gungsgrund 37.
4) Zu den ESRS auf Basis des EFRAG-Vorschlags (Stand:

11/2022) vgl. z.B. Baum�ller, KoR 2023, 200.
5) Zum �berblick von Rahmenwerken vgl. von Keitz/Wulf, KoR

2023, 27, 88 ff.
6) Vgl. z.B. Wulf, DStZ 2023, 572.
7) Die Ver�ffentlichung der Dokumente erfolgte in deutscher

Sprache und in 23 weiteren Sprachen (Abruf: https://ec.euro-
pa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/
13765-European-sustainability-reporting-standards-first-set_
de (Abruf: 24.8.2023).

8) Vgl. z.B. Lanfermann, WPg 2023, 351.
9) Vgl. EFRAG, Draft European Sustainability Reporting Stan-

dards – Due process note – First set of draft ESRS (Nov. 2022),
Tz. 5 Buchst. b (82 Datenpunkte). Dagegen finden sich in
einem anderen EFRAG-Dokument Angaben �ber 84 Be-
richtspflichten und 1 144 Datenpunkte; vgl. EFRAG, Draft
European Sustainability Reporting Standards – EFRAG’s
Cover Letter on the Cost-benefit-analysis of the First Set of
draft ESRS (November 2022), 2.
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durch eine h�here Flexibilit�t und Wahlrechte ge-
schaffen. Hinzu kommen Erleichterungen bei der
Bestimmung von berichtspflichtigen Angaben, Er-
leichterungen f�r (b�rsennotierte) KMU sowie einige
Erleichterungen in den ersten Berichtsjahren. Ab-
schließend wird der weitere Zeitplan aufgezeigt.

II. Vorgenommene Anpassungen mit �berwiegenden
Erleichterungen

1. Anpassung bei der Angabepflicht wesentlicher
Informationen

a) Anpassung beim finanziellen Wesentlichkeitsver-
st�ndnis

Nach ESRS 1.28 ist ein Nachhaltigkeitsaspekt wesent-
lich, wenn die Kriterien der Wesentlichkeit der Auswir-
kungen oder die der finanziellen Wesentlichkeit oder
beide erf�llt sind (sog. doppelte Wesentlichkeit). Beide
Wesentlichkeitsperspektiven werden in ESRS 1.21–61
ausf�hrlich beschrieben.10) In diesem Kontext sieht
ESRS 1.31 Gesichtspunkte vor, die i.R.d. Bewertung
der Wesentlichkeit relevant sind. Sobald mindestens
ein Punkt f�r einen Nachhaltigkeitsaspekt relevant ist,
m�ssen die Angaben des themenspezifischen Stan-
dards erfolgen. In der vorliegenden Fassung der Dele-
gierten Verordnung erfolgte im Vergleich zu deren
Konsultationsentwurf lediglich eine Verschiebung, da
die Vorgabe zuvor in ESRS 1.34 (Stand: 9.6.2023) ent-
halten war. Eine textliche Anpassung erfolgte bereits
im Konsultationsentwurf zum delegierten Rechtsakt
im Vergleich zu dem von der EFRAG im November
2022 vorgelegten Entwurf zu ESRS 1. So waren nach
ESRS 1.36 (EFRAG-Entwurf vom November 2022) die
vorgeschriebenen Informationen in den themenspezi-
fischen Nachhaltigkeitsstandards anzugeben, sofern
die darzustellenden oder erl�uternden Informationen
in Bezug auf den Aspekt wesentlich waren oder die In-
formationen f�hig sind, den Nutzern bei der Entschei-
dungsfindung zu unterst�tzen (u.a. den Hauptnutzern
bei der beschriebenen allgemeinen Finanzberichter-
stattung, wie in ESRS 1.48 beschrieben). Als dritter Ge-
sichtspunkt war mit separatem Aufz�hlungspunkt –
auch mit einer „oder“-Verkn�pfung – die Notwendig-
keit der Transparenz gegen�ber Stakeholdern aufge-
f�hrt. In der Entwurfsfassung zum delegierten Rechts-
akt wie auch in der vorliegenden Delegierten
Verordnung wird nur dieser dritte Punkt als
„und/oder“-Verkn�pfung an den zweiten Aufz�h-
lungspunkt angeh�ngt und wie folgt angepasst: „die
Bed�rfnisse von Nutzern, deren Hauptinteresse in In-
formationen �ber die Auswirkungen des Unterneh-
mens besteht“ (ESRS 1.31).

Zu den Hauptnutzern der allgemeinen Finanzbericht-
erstattung geh�ren bestehende und potenzielle Inves-
toren, Kreditgeber und andere Gl�ubiger einschl.
Verm�gensverwalter, Kreditinstitute, Versicherungs-
unternehmen (ESRS 1.22). Hauptnutzer stellen zusam-
men mit den sonstigen Nutzern des Nachhal-
tigkeitsberichts (einschl. der Gesch�ftspartner, Ge-
werkschaften und Sozialpartner des Unternehmens,
der Zivilgesellschaft sowie Nichtregierungsorganisa-
tionen, Regierungen, Analysten und Wissenschaftlern)
die Nutzer von Nachhaltigkeitsberichten dar. Diese

Nutzer stellen neben den betroffenen Interessentr�-
gern (affected stakeholders) die zweite Hauptgruppe
von Interessentr�gern (stakeholder) dar (ESRS 1.22).
W�hrend der Begriff der Interessentr�ger weiter ge-
fasst ist als der Adressatenkreis nach IFRS, sind die
Hauptnutzer als Teilmenge der Nutzer von Nachhal-
tigkeitsberichten deckungsgleich mit den Adressaten
der IFRS-Rechnungslegung, die „existing and potenti-
al investors, lenders and other creditors“ umfassen
(IFRS Conceptual Framework 1.2 [IFRS CP, M�rz
2018]). Auch wird in IFRS CP 1.5 der Begriff der „pri-
mary users to whom general purpose financial reports
are directed“ verwendet.

Dies ist insofern interessant, als bei der Erl�uterung
des Verfahrens zur Bewertung der finanziellen We-
sentlichkeit auch die Hauptnutzer der allgemeinen Fi-
nanzberichterstattung angesprochen werden. Konkret
entspricht dieses Verfahren der Ermittlung von Infor-
mationen, die f�r die Hauptnutzer der allgemeinen Fi-
nanzberichterstattung, also nicht f�r alle Nutzer, bei
der Entscheidungsfindung in Bezug auf die Bereitstel-
lung von Ressourcen an ein Unternehmen als wesent-
lich angesehen werden. Weiterhin wird angef�hrt,
dass insb. jene Informationen f�r die Hauptnutzer der
allgemeinen Finanzberichterstattung als wesentlich
gelten, „wenn vern�nftigerweise davon auszugehen
ist, dass sich eine Auslassung, Falschangabe oder Ver-
schleierung dieser Informationen auf Entscheidungen
auswirken kann, die sie auf der Grundlage der Nach-
haltigkeitsberichte des Unternehmens treffen“ (ESRS
1.48). Auch die Definition der finanziellen Wesentlich-
keit entspricht jener nach IFRS CP 2.11 (3/2018).

Hinweis: Die europ�ischen Nachhaltigkeitsstan-
dards sind so ausgestaltet, dass eine Kompatibilit�t
mit den internationalen Standards des ISSB erreicht
werden kann.

Damit wird eine Kompatibilit�t mit den Standards des
ISSB (International Sustainability Standards Board) er-
reicht, die nicht zuletzt durch die enge Zusammenar-
beit insb. von der Kommission und der EFRAG mit dem
ISSB geschaffen wurde.11) Diese �nderung bewirkt je-
doch gleichzeitig eine gewisse Aufweichung vom ur-
spr�nglichen Wesentlichkeitskonzept des ESRS 1, die
offensichtlich dazu beitragen soll, eine gleichzeitige
Anwendung der ESRS und der IFRS Sustainability
Standards zu erm�glichen.

b) Reduzierung von Pflichtangaben durch Ausweitung
des Wesentlichkeitsvorbehalts

Bereits im Konsultationsentwurf f�r den delegierten
Rechtsakt wurde die verpflichtende Offenlegung von
zahlreichen Informationen unabh�ngig vom Ergebnis
der Wesentlichkeit in großen Teilen reduziert, indem
der Wesentlichkeitsvorbehalt f�r alle Nachhaltigkeits-
aspekte Anwendung findet. Diese Erleichterung be-
trifft insb. die beiden themenspezifischen Standards
ESRS E1 (Klimawandel) und ESRS S1 (eigene Beleg-
schaft), deren Berichtspflichten nunmehr auch vom

10) Vgl. ausf�hrlich Wulf, DStZ 2023, 575.
11) Vgl. Delegierte Verordnung v. 31.7.2023 zur Erg�nzung der

Richtlinie 2013/34/EU des Europ�ischen Parlaments und des
Rates durch Standards f�r die Nachhaltigkeitsberichterstat-
tung, C(2023) 5003 final, 8.
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Wesentlichkeitsvorbehalt abh�ngen und somit nicht
mehr stets zu erf�llen sind. Diese Erleichterungen blei-
ben in der vorliegenden Delegierten Verordnung un-
ver�ndert erhalten. Somit sind lediglich alle Angabe-
pflichten und Datenpunkte des ESRS 2 (Allgemeine
Angaben) weiterhin unabh�ngig von der Wesentlich-
keit zu erf�llen.

Allerdings ist nunmehr eine Erg�nzung in ESRS 1.29 zu
finden, die explizit regelt, dass neben den Berichtsanfor-
derungen des ESRS 2 (Allgemeine Angaben) s�mtliche
Angabepflichten einschließlich ihrer Datenpunkte in
Bezug auf ESRS 2 IRO-1 (Beschreibung der Verfahren
zur Ermittlung und Bewertung der wesentlichen Aus-
wirkungen, Risiken und Chancen) unabh�ngig von
der Wesentlichkeitsanalyse des Unternehmens in den
themenspezifischen Standards verpflichtend offenzule-
gen sind. Dies betrifft alle umweltbezogenen Standards
(ESRS E1 bis E5) und den Governance-Standard ESRS
G1 (Unternehmenspolitik) jeweils in Bezug auf ESRS 2
IRO-1. Alle anderen in den themenspezifischen Stan-
dards aufgegriffene Angabepflichten und Datenpunkte
des ESRS 2 stehen unter dem Wesentlichkeitsvorbe-
halt.12) Damit wird der Fokus auf Umwelt- und Gover-
nancethemen in Bezug auf Transparenz erh�ht.

Hinweis: Fast alle Angabepflichten der zehn the-
menbezogenen Standards sind nur offenzulegen, so-
fern der betreffende Nachhaltigkeitsaspekt wesent-
lich ist. Eine Ausnahme besteht f�r die f�nf
Umweltstandards und den Governance-Standards
in Bezug auf die Angaben �ber Verfahren zur Fest-
stellung wesentlicher Auswirkungen, Risiken und
Chancen.

Die obige Abb. 1 gibt anhand der in ESRS 1.4 genann-
ten drei ESRS-Kategorien (generelle Standards, the-
menbezogene Standards, branchenspezifische Stan-
dards) einen �berblick �ber die Standards mit
Hinweisen dar�ber, wo der Wesentlichkeitsvorbehalt

nicht greift. Jene Standards, deren Angabepflichten
unabh�ngig vom Ergebnis der Wesentlichkeit stets er-
forderlich sind, sind entsprechend gekennzeichnet.

Einige in den ESRS geforderten Angaben ergeben sich
bereits aus anderen EU-Rechtsvorschriften, z.B. Offen-
legungsverordnung (Sustainable Finance Disclosure
Regulation, SFDR) oder der Benchmark-Verord-
nung.13) ESRS 2 Anlage B enth�lt eine Tabelle mit
einer Auflistung jener Datenpunkte in den Standards,
die auch auf Grund anderer EU-Rechtsvorschriften of-
fenzulegen sind. Bestimmte Angaben sind zwar durch
die im Konsultationsentwurf vorgenommene Auswei-
tung des Wesentlichkeitsvorbehalts insb. betreffend
ESRS E1 und ESRS S1 nicht mehr berichtspflichtig,
sofern diese nicht wesentlich sind, dennoch sind diese
auf Grund anderer Regulierungen, insb. f�r den Fi-
nanzsektor, erforderlich.

Als L�sung dieses Problems m�ssen Unternehmen ent-
sprechend dem ge�nderten ESRS 1.35 (zuvor ESRS
1.36 in der Entwurfsfassung des delegierten Rechts-
akts) ausdr�cklich erkl�ren, dass die von einem Da-
tenpunkt vorgeschriebenen Informationen „nicht we-
sentlich“ und somit nach ESRS nicht berichtspflichtig
sind („comply or explain“-Ansatz). Diese Angaben
sind zusammen mit den Angabepflichten des ESRS 2
DR IRO-2 („In ESRS enthaltene von dem Nachhaltig-
keitsbericht des Unternehmens abgedeckte Angabe-
pflichten“) zu machen, die im Kontext der Ergebnisse
der Beurteilung der Wesentlichkeit nach ESRS 1 zu se-
hen sind. Danach ist darzustellen, welche der geforder-
ten ESRS-Angaben zu wesentlichen Nachhaltigkeits-
aspekten in dem Nachhaltigkeitsbericht, einschl. An-
gaben zur Verortung (Seite und/oder Abs�tze), offen-

Abbildung 1: Struktur der ESRS mit Kennzeichnung von Angabepflichten unabh�ngig von der Wesentlichkeit

12) Vgl. ESRS 2 Anlage C (Angabepflichten/Anwendungsanfor-
derungen in themenbezogenen ESRS, die zusammen mit den
Allgemeinen Angabepflichten des ESRS 2 gelten). Diese An-
lage ist fester Bestandteil des ESRS 2.

13) Zu Sustainable Finance-Regulierungen vgl. Wulf, DStZ 2021,
814, 814 f.
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gelegt sind. Diese Angaben sind �bersichtlich in einer
Liste zu ver�ffentlichen. F�r die aus anderen in ESRS 2
Anlage B aufgef�hrten EU-Rechtsvorschriften resultie-
renden Berichtspflichten ist in der Liste anzugeben, wo
sie in dem Nachhaltigkeitsbericht zu finden sind. Dies
schließt auch die Datenpunkte ein, die das Unterneh-
men als nicht wesentlich bewertet hat. In der Liste ist
konkret zu vermerken, dass die betreffenden Daten-
punkte im Einklang mit ESRS 1.35 nicht wesentlich
sind (ESRS 2.56). Eine Verpflichtung zur Angabe wur-
de mangels Wesentlichkeit nicht aufgenommen. Dies
ist in der Systematik der ESRS folgerichtig. Dennoch
sind diese Informationen f�r Finanzinstitute stets rele-
vant und somit ist anzunehmen, dass Finanzinstitute
diese von Nichtfinanzunternehmen stets einfordern
werden.

Eine Erleichterung erfolgte in der vorliegenden
Delegierten Verordnung f�r Finanzunternehmen.
Bisher hatten Finanzunternehmen i.R.d. Informationen
zu Scope-3-THG-Bruttoemissionen Teil A (Financed
Emissions) und Teil C (Insurance Associated Emissi-
ons) des Rechnungslegungs- und Berichtsstandards
f�r Treibhausgase f�r die Finanzbranche der Partner-
ship for Carbon Accounting Financial (PCAF) zu be-
r�cksichtigen. In der nun vorliegenden Delegierten
Verordnung ist nur noch Teil A zu ber�cksichtigen
(ESRS ES.AR 46).

2. Erleichterung durch Schaffung von Flexibilit�t und
Wahlrechtsangaben

Zus�tzliche Flexibilisierung wurde bereits mit dem
Konsultationsentwurf f�r den delegierten Rechtsakt
geschaffen, um insb. Berichtsdubletten zu vermeiden.
Diese Anpassungen bestehen weiterhin in der Dele-
gierten Verordnung. Zum Beispiel kommt es zu �ber-
schneidungen mit den geforderten Angaben nach
G1.10, wenn Unternehmen den Vorgaben des Hin-
weisgeberschutzgesetzes,14) mit dem die Whistleblo-
wer-Richtlinie15) in nationales Recht umgesetzt wor-
den ist, unterliegen. Daher k�nnen Unternehmen den
Angabepflichten des G1.10 nachkommen, indem sie
erkl�ren, dass sie die Vorgaben des Hinweisgeber-
schutzgesetztes erf�llen (ESRS G1.11).

F�r l�nderbezogene Angaben zur Gesamtzahl der
eigenen Belegschaft nach Personenzahl und Auf-
schl�sselung nach Geschlecht und Land wurde die Be-
richtsh�rde erh�ht, um eine Erleichterung zu verschaf-
fen. Konkret ist die Angabepflicht nicht nur vom
absoluten Grenzwert von 50 Arbeitnehmern, sondern
auch vom Grenzwert von mind. 10 % der Arbeitnehm-
erzahl im betreffenden Land an der Gesamtbeleg-
schaft abh�ngig (ESRS S1.50 Buchst. a). Insofern kann
die Angabepflicht in Einzelf�llen sp�ter greifen.

Des Weiteren erfolgten Reduzierung von Pflichtanga-
ben durch Umwandlung in freiwillige Angaben, also
Wahlrechte, bereits im Konsultationsentwurf, die wei-
terhin G�ltigkeit haben. So sind etwa Angaben im Zu-
sammenhang mit Korruption und Bestechung, wie
z.B. Gesamtzahl und Art der best�tigten F�lle von Kor-
ruption und Bestechung, Zahl best�tigter F�lle, in de-
nen eigene Arbeitskr�fte wegen Korruption und Beste-
chung entlassen oder diszipliniert wurden, nach G1.25
nicht mehr verpflichtend, sondern nur wahlweise
(„kann“) zu machen.

In Bezug auf die Angabepflicht zur Gesamtzahl der
nicht angestellten Besch�ftigten innerhalb der eige-
nen Belegschaft (ESRS S1.55) ist eine Pflichtangabe
nunmehr als Wahlrecht formuliert. So k�nnen die g�n-
gigsten Arten (wie z.B. Selbst�ndige oder Personen,
die vom Unternehmen bereitgestellt werden, die in
erster Linie im Bereich der Vermittlung und �berlas-
sung von Arbeitskr�ften t�tig sind), ihre Beziehung
zum Unternehmen und die Art der von ihnen verrich-
teten Arbeit angegeben werden (ESRS S1.56).

Ebenso sind die f�r „Biologische Vielfalt und �kosys-
teme“ geforderten dezidierten Erl�uterungen zu Infor-
mationen �ber die �bergangspl�ne keine Pflichtan-
gabe mehr, sondern als Wahlrecht ausgestaltet.
Dementsprechend kann freiwillig dar�ber berichtet
werden (ESRS E4.15; ESRS E4.AR 1 ff.). In den
EFRAG-Entw�rfen (November 2022) standen auch
bzgl. ESRS 4 (Biologische Vielfalt und �kosysteme)
Konkretisierungen bzw. Erg�nzungen zu den �ber-
gangspl�nen mit Blick auf das Global Biodiversity Fra-
mework wie auch auf die EU-Strategie zur Biodiversi-
t�t f�r 2030 (ESRS E4.13 ff. EFRAG-E v. November
2022). Ein Bezug auf die Task Force on Nature-related
Financial Disclosure16) (TNFD) ist nicht mehr zu fin-
den, weiterhin werden die betreffenden Social Deve-
lopment Goals (SDGs) erw�hnt. Hingegen besteht f�r
den Klimaschutz eine Angabepflicht, d.h., Unterneh-
men haben anzugeben, ob und ggf. wann ein �ber-
gangsplan vorgelegt wird, sofern das Unternehmen
�ber keinen �bergangsplan verf�gt (ESRS E1.17).

�berdies ist bereits in der CSRD ein Mitgliedstaaten-
wahlrecht zum Weglassen nachteiliger Angaben in
seltenen Ausnahmef�llen unter restriktiven Bedingun-
gen gegeben (Art. 19a Abs. 3 Unterabs. 4 Bilanz-RL
n.F.). In diesem Kontext fordert ESRS 2 Abs. 5 Buchst. d
eine Angabe, ob von der Schutzklausel Gebrauch ge-
macht wurde.

3. Erleichterung beim Ablaufdiagramm zur Bestim-
mung der berichtspflichtigen Angaben

Neben der Angabe von Parametern sind auch Anga-
ben �ber Strategien, Maßnahmen und Ziele in Bezug
auf wesentliche Themen der themenspezifischen
ESRS17) – entsprechend der Angabenstruktur nach
ESRS 2 – berichtspflichtig. Ist ein Thema nicht wesent-
lich, brauchen keine Angaben gemacht werden,
jedoch resultiert daraus eine Erl�uterung �ber die Ein-
stufung als „nicht wesentlich“. Der Verpflichtungs-
grad unterscheidet sich zwischen Klimawandel und
anderen Themen. So wurde bereits im Konsultations-
entwurf f�r den delegierten Rechtsakt vom 9.6.2023
eine Erleichterung f�r den Prozess der Wesentlich-
keitsbestimmung geschaffen. W�hrend nach dem
EFRAG-Entwurf des ESRS 1.38 (Stand: November
2022) eine kurze Erl�uterung zu Gr�nden f�r alle als
nicht wesentlich betrachteten Berichtsanforderungen

14) Gesetz f�r einen besseren Schutz hinweisgebender Personen
(Hinweisgeberschutzgesetz – HinSchG) v. 31.5.2023, BGBl.
2023 I Nr. 140.

15) Richtlinie (EU) 2019/1937 v. 23.10.2019, ABl.EU Nr. 305 v.
26.11.2019, 17.

16) Vgl. https://tnfd.global/ (Abruf: 24.8.2023).
17) Zur differenzierten Auflistung der Aspekte (d.h. Thema, Un-

terthema oder Unter-Unterthema) siehe die Tabelle in ESRS 1
Anlage A AR 16.
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verpflichtend war, ist in der vorliegenden Fassung der
Delegierten Verordnung – wie schon im Konsultations-
entwurf – aus der Pflicht ein Wahlrecht geworden.
Demnach kann eine kurze Schlussfolgerung der We-
sentlichkeitsbewertung in Bezug auf alle Themen
(Ausnahme: Klimawandel) erl�utert werden, wenn
das Thema als nicht wesentlich bewertet worden ist
(ESRS 1.32, ESRS 2.58).

Die entsprechenden Berichtsanforderungen betreffend
ESRS E1 (Klimawandel) sind dagegen im Vergleich
zum Konsultationsentwurf mit der vorliegenden Dele-
gierten Verordnung etwas versch�rft worden. Das
Unternehmen muss eine detaillierte Erl�uterung vor-
legen, wenn es zu dem Ergebnis kommt, dass Klima-
wandel kein wesentliches Thema ist (comply or exp-
lain-Ansatz). Damit ist deutlich zu machen, warum
der Klimawandel f�r das Unternehmen nicht wesent-
lich ist (ESRS 1.32). F�r Klimawandel ist die Erl�ute-
rung bei Unwesentlichkeit verpflichtend, w�hrend
dies bei allen anderen Themen gemacht werden kann
(Wahlrecht). Die Bedeutung f�r den Klimawandel wird
somit hervorgehoben. Hinzu kommt, dass ESRS 2.57
eine ausf�hrliche Darstellung �ber die Bewertung
der Wesentlichkeit in Bezug auf den Klimawandel for-
dert (siehe ESRS 2 IRO-2 [in ESRS enthaltene von der
Nachhaltigkeitserkl�rung des Unternehmens abge-
deckte Angabepflichten]), wenn das Unternehmen
Klimawandel als nicht wesentlich eingestuft hat. Wei-
terhin ist eine vorausschauende Analyse der Bedin-
gungen anzugeben, „die das Unternehmen dazu ver-
anlassen k�nnten, den Klimawandel in Zukunft als
wesentlich zu betrachten“ (ESRS 2.57).

Hinweis: Wenn im Unternehmen keine Strategien,
Maßnahmen und/oder Ziele in Bezug auf ein Nach-
haltigkeitsthema existieren, ist nicht nur diese Tatsa-
che anzugeben, sondern auch zu begr�nden, warum
das Unternehmen keine Strategien, Maßnahmen
und/oder Ziele formuliert hat.

Im Konsultationsentwurf war schon die Erleichterung
aufgenommen worden, wenn ein Unternehmen den
Angaben der themenbezogenen und der zuk�nftig
noch zu schaffenden sektorspezifischen ESRS18) zu
wesentlichen Themen in Bezug auf Strategien, Maß-
nahmen und Ziele nicht nachkommen kann, weil es
keine Strategien angenommen, Maßnahmen ergriffen
oder Ziele f�r ein wesentliches Nachhaltigkeitsthema
festgelegt hat. In einem solchen Fall hat das Unterneh-
men diese Tatsache anzugeben und kann (muss also
nicht) einen Zeitplan angeben, innerhalb dessen es
dies anstrebt (ESRS 1.33). ESRS 2 (Allgemeine Anga-
ben) enth�lt eine vergleichbare Berichtspflicht, fordert
jedoch eine Begr�ndung zum Nicht-Vorhandensein
von Strategien und/oder Maßnahmen wie auch von
Zielen. So sind innerhalb des Angabenbereichs „Ma-
nagement der Auswirkungen, Risiken und Chancen“
zwei Mindestangabepflichten (Minimum Disclosure
Requirements, MDR) zu beachten, n�mlich: zum einen
Angaben �ber Strategien zum Umgang mit wesentli-
chen Nachhaltigkeitsaspekten (ESRS 2-MDR P) und
zum anderen Angaben �ber Maßnahmen und Mittel
in Bezug auf wesentliche Nachhaltigkeitsaspekte (ERS
2-MDR A) jeweils im Zusammenhang mit den Angabe-
pflichten der themenbezogenen und der noch zu ent-
wickelnden sektorspezifischen ESRS (ESRS 2.60 f.). In-

formationen �ber Strategien und Maßnahmen, die
nach den themenspezifischen ESRS gefordert sind, ist
ebenso wie nach ESRS 1.33 nur nachzukommen, so-
fern das Unternehmen Strategien und/oder Maßnah-
men in Bezug auf den betreffenden Nachhaltigkeitsas-
pekt verfolgt. K�nnen die Angabepflichten nicht erf�llt
werden, weil das Unternehmen keine Strategien und/
oder Maßnahmen in Bezug auf einen oder mehrere
Nachhaltigkeitsaspekte anwendet, ist begr�ndet an-
zugeben (comply or explain-Ansatz), warum das Un-
ternehmen keine Strategien und/oder Maßnahmen an-
gewendet hat. Zudem kann es, analog zu ESRS 1.33
einen Zeitplan angeben, um aufzuzeigen, wann das
Unternehmen die Anwendung von Strategien oder
Maßnahmen beabsichtigt (ESRS 2.62). Gleiches gilt
nach ESRS 2.72 f�r den Fall, wenn keine Ziele in Be-
zug auf die Mindestangabepflicht (Ziele MDR-T) �ber
die Nachverfolgung der Wirksamkeit von Strategien
und Maßnahmen durch Zielvorgaben formuliert wor-
den sind. Insofern wird in den themenspezifischen
Standards auf diese drei Mindestangabepflichten
(ESRS 2 MDR P, MDR A und MDR T) verwiesen, wie
z.B. in ESRS E1-2, E1-3 und E1-4 sowie ESRS S1-1,
S1-4 und S1-5.

Die nachstehende Abb. 2 zeigt das Ablaufdiagramm
zur Bestimmung der berichtspflichtigen Angaben
i.R.d. ESRS unter Ber�cksichtigung der vorgenomme-
nen Erleichterungen.19)

Ausgangspunkt zur Bestimmung der erforderlichen In-
formationen i.R.d. Nachhaltigkeitsberichterstattung ist
somit die Bestimmung wesentlicher Nachhaltigkeits-
themen. Zu diesem Zweck ist die umfangreiche Auflis-
tung in ESRS 2 Anlage A.AR.16 unterst�tzend zu be-
r�cksichtigen. Dennoch handelt es sich nicht um eine
abschließende Aufz�hlung. Vielmehr hat das Unter-
nehmen nach ESRS 1.30 seine eigenen spezifischen
Umst�nde sowie etwaige unternehmensspezifische
Nachhaltigkeitsaspekte zu ber�cksichtigen und dies-
bzgl. Angaben vorzulegen (siehe auch ESRS 1.11,
1.AR1-5). Ist ein Thema nicht wesentlich, so ist hier-
�ber nicht zu berichten.20) Allerdings greifen f�r Klima
und die anderen Nachhaltigkeitsfaktoren, wie zuvor
aufgezeigt, unterschiedlich strenge Angabepflichten.

Sobald ein wesentliches Thema festgestellt wird, grei-
fen die Angabepflichten des entsprechenden themen-
bezogenen ESRS und es ist zu pr�fen, ob die erforder-
lichen Informationen zu Parametern wie auch zu
Strategien, Maßnahmen und Zielen offenzulegen sind.
Im Fall von Parametern ist zu pr�fen, ob die Angabe-
pflicht und der individuelle Datenpunkt wesentlich
sind. Ist dies der Fall, sind die Informationen anzuge-

18) Vgl. die Ausf�hrungen im nachstehenden Kapitel III.
19) Leicht ver�ndert �bernommen aus ESRS 1 Anhang E. Das

Ablaufdiagramm ist eine unverbindliche Veranschaulichung
�ber die in ESRS 1 (Kapitel 3) dargelegte Bewertung der We-
sentlichkeit der Auswirkungen und der finanziellen Wesent-
lichkeit.

20) In ESRS 1 Anlage F (Beispiele f�r den Aufbau der
ESRS-Nachhaltigkeitserkl�rung) findet sich ein Beispiel zum
Aufbau des Nachhaltigkeitsberichts. In diesem Beispiel sind
die Themen „biologische Vielfalt und �kosysteme“, „Um-
weltverschmutzung“ und „betroffene Gemeinschaften“ als
nicht wesentlich bewertet worden und insofern nicht aufge-
f�hrt.
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ben, anderenfalls – ohne Begr�ndung – nicht. Wie dar-
gelegt, greifen f�r Strategien, Maßnahmen und Ziele
h�here H�rden, diese sind ohne weitere Wesentlich-
keitspr�fung angabepflichtig, sofern i.R.d. Manage-
ment Strategien, Maßnahmen und/oder Ziele existie-
ren.

Dieser Prozess zur Bestimmung wesentlicher Nachhal-
tigkeitsthemen steht im Kontext mit den Angaben zum
Verfahren zur Bewertung der Wesentlichkeit nach
ESRS 2, konkret mit der Angabepflicht IRO-1 („Be-
schreibung der Verfahren zur Ermittlung und Bewer-
tung der wesentlichen Auswirkungen, Risiken und
Chancen“), deren Angaben explizit f�r ESRS E1 (Klima-
wandel) und „ESRS G1 (Umweltpolitik) unabh�ngig von
der Wesentlichkeitsbeurteilung offenzulegen sind.21)

4. Erleichterungen f�r b�rsennotierte KMU

Erleichterungen bestehen f�r b�rsennotierte KMU
sowie f�r kleine und nicht komplexe Institute i.S.d. Ka-
pitalad�quanz-VO 575/2013/EU, firmeneigene Versi-
cherungsunternehmen und R�ckversicherungsunter-
nehmen i.S.d. Solvabilit�ts-RL 2009/138/EG. Diese
k�nnen die Informationen gem. Art. 19a Abs. 6 Bi-
lanz-RL n.F. wie folgt deutlich reduzieren:

a) Kurzbeschreibung von Gesch�ftsmodell und Strate-
gie des Unternehmens;

b) Beschreibung der Unternehmenspolitik hinsichtlich
Nachhaltigkeit;

c) die wichtigsten tats�chlichen oder erwarteten nega-
tiven Auswirkungen des Unternehmens in Bezug auf
Nachhaltigkeitsaspekte sowie jegliche Maßnahmen
zur Ermittlung, �berwachung, Verhinderung, Minde-
rung oder Behebung solcher tats�chlichen oder poten-
ziellen negativen Auswirkungen;

d) die wichtigsten Risiken, denen das Unternehmen im
Zusammenhang mit Nachhaltigkeitsaspekten ausge-
setzt ist, und die Handhabung dieser Risiken durch
das Unternehmen;

e) Schl�sselindikatoren bzw. Parameter in Bezug auf
die Buchst. a bis d.

Zudem haben b�rsennotierte KMU die M�glichkeit,
vereinfachte Standards anzuwenden (Art. 29c Bilanz-
RL n.F.). Diese sollen von der Kommission bis Ende Ju-
ni 2024 angenommen werden. Weiterhin haben aus-
schließlich b�rsennotierte KMU die M�glichkeit, bis
einschließlich 2027, also f�r zwei Jahre, auf die Auf-
nahme einer Nachhaltigkeitsberichterstattung in den
Lagebericht zu verzichten (sog. Opt-out-Regelung;
Art. 19a Abs. 7 Bilanz-RL n.F.).

KMU, sofern nicht b�rsennotiert, sind nicht direkt von
den Berichtspflichten betroffen. Dennoch k�nnen nicht
b�rsennotierte KMU indirekt von den Berichtspflichten
betroffen sein: Zum einen k�nnen KMU als Konzern-
unternehmen durch die Ausweitung des Anwen-
dungsbereichs22) indirekt berichtspflichtig werden.
Zum anderen k�nnen KMU ein Glied der vor- oder
nachgelagerten Wertsch�pfungskette von CSRD-be-
richtspflichtigen Unternehmen sein, die auch von
KMU die erforderlichen Informationen einfordern wer-
den. Um KMU nicht mit den (indirekten) Berichts-
pflichten zu �berfordern, sind die Mitwirkungserfor-
dernisse in der Wertsch�pfungskette angemessen
hinsichtlich der Kapazit�ten und Merkmale der Unter-
nehmen sowie bzgl. Umfang und Komplexit�t ihrer T�-
tigkeit begrenzt worden.

Abbildung 2: Bestimmung der offenzulegenden Informationen der ESRS

19

21) Vgl. hierzu die Ausf�hrungen im vorstehenden Kapitel
II. 1.b).

22) Vgl. die Ausf�hrungen im nachstehenden Kapitel III.
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Hinweis: Die nach den ESRS erforderlichen Informa-
tionen, die von KMU in der vor- oder nachgelagerten
Wertsch�pfungskette eingeholt werden m�ssen,
d�rfen �ber die Anforderungen des k�nftigen
KMU-spezifischen ESRS hinausgehen (ESRS 1.135).

5. Erleichterungen in der �bergangsphase

Um die Erstanwendung der ESRS zu erleichtern sind
�bergangsbestimmungen in Kapitel 10 des ESRS 1
vorgesehen, die nicht zuletzt auf Grund der Vielzahl
an Angabepflichten umfassender als in der CSRD aus-
fallen. Die CSRD er�ffnet nur eine Erleichterung in der
�bergangsphase. Die �bergangsbestimmungen nach
ESRS 1.130–137 sind als stufenweise Angabepflichten
ausgestaltet und in Anlage C von ESRS 1 in einer Ta-
belle zusammengefasst. Von den Erleichterungen sind
eine Reihe an ESRS-Angabepflichten betroffen, die
nicht im ersten Berichtsjahr, sondern schrittweise ab
dem zweiten oder dritten Berichtsjahr umzusetzen sind
(sog. schrittweise Einf�hrung) oder in den ersten drei
Berichtsjahren nur qualitativ erfolgen brauchen.

Wie in Art. 19a Abs. 3 Unterabs. 2 Bilanz-RL n.F. vor-
gesehen, gelten auch nach ESRS 1.132 Erleichterun-
gen, wenn das Unternehmen in den ersten drei Jahren
nicht alle Informationen �ber seine vor- und nachgela-
gerte Wertsch�pfungskette verf�gbar hat. Konkret
sind Erl�uterungen dar�ber erforderlich, welche
Anstrengungen unternommen wurden, um die erfor-
derlichen Informationen zu erhalten; außerdem ist zu
begr�nden, warum nicht alle erforderlichen Informa-
tionen eingeholt werden konnten, und es sind die Pl�-
ne zur k�nftigen Einholung der erforderlichen Infor-
mationen zu erl�utern. Dar�ber hinaus fordert ESRS
1.133 f�r die ersten drei Berichtsjahre Folgendes zu be-
achten (ESRS 1.133):

„a) bei der Angabe von Informationen �ber Strategien,
Maßnahmen und Ziele im Einklang mit dem ESRS 2
und anderen ESRS kann das Unternehmen Informatio-
nen �ber die vor- und nachgelagerte Wertsch�pfungs-
kette auf intern verf�gbare Informationen, wie Daten,
die dem Unternehmen bereits vorliegen, und �ffentlich
zug�ngliche Informationen beschr�nken, und

b) bei der Angabe von Parametern muss das Unterneh-
men keine Informationen zur vor- und nachgelagerten
Wertsch�pfungskette vorlegen, mit Ausnahme von Da-
tenpunkten, die sich aus anderen EU-Rechtsvorschriften
ergeben, die in Anlage B des ESRS 2 aufgef�hrt sind.“

Ab dem vierten Berichtsjahr sind die Informationen zur
vor- und/oder nachgelagerten Wertsch�pfungskette
gem. ESRS 1.63 aufzunehmen. Die von KMU in der
Wertsch�pfungskette eingeforderten Informationen
d�rfen nicht weitreichender sein als jene des k�nftigen
ESRS f�r b�rsennotierte KMU (ESRS 1.135).23)

Außerdem existieren in ESRS 1 neben Erleichterungen
in Bezug auf unternehmensspezifische Angaben f�r
die ersten drei j�hrlichen Nachhaltigkeitsberichte
(ESRS 1.130-131) auch �bergangsbestimmungen f�r
die Darstellung von Vergleichsinformationen. So
k�nnen Unternehmen im ersten Jahr der Erstellung
des Nachhaltigkeitsberichts darauf verzichten, die er-
forderlichen Vergleichsinformationen offenzulegen
(ESRS 1.136). Die �bergangsbestimmung bzgl. Ver-

gleichsinformationen gilt als schrittweise Angabe-
pflicht.

Hinweis: Die mit den Konsultationsentw�rfen vorge-
nommenen Erleichterungen f�r die �bergangsphase
im ersten oder in den ersten Berichtsjahren gelten
weiterhin. Neben eingef�hrten Erleichterungen f�r
alle Unternehmen gelten gr�ßenabh�ngige Erleich-
terungen f�r Unternehmen mit maximal 750 Be-
sch�ftigten.

Dar�ber hinaus umfasst ESRS 1.137, wie bereits der
vorangegangene Konsultationsentwurf, �bergangsbe-
stimmungen f�r die schrittweise Einf�hrung von An-
gabepflichten oder Datenpunkte von Angabepflichten
in den ESRS, die im ersten Jahr bzw. in den ersten Jah-
ren der Erstellung des Nachhaltigkeitsberichts ausge-
lassen werden k�nnen oder in qualitativer Form anzu-
wenden sind. Hierbei handelt es sich um eine zeitliche
Streckung der erstmaligen Angaben von besonders
herausfordernden Informationen. Diese sind in Anlage
C von ESRS 1 aufgelistet. Dazu z�hlen:

– Angaben zu erwarteten finanziellen Auswirkungen
durch Auswirkungen wesentlicher physischer Risi-
ken und �bergangsrisiken sowie potenzielle klima-
bezogene Chancen (E1-9) wie auch zu erwarteten
finanziellen Auswirkungen durch Auswirkungen,
Risiken und Chancen in Bezug auf die anderen
vier Umweltfaktoren (E2-6, E3-5, E4-6, E5-6), nicht
jedoch f�r Sozial- und Menschenrechtsfaktoren so-
wie f�r Governance-Faktoren. Diese Angaben d�r-
fen im ersten Berichtsjahr f�r alle Umweltfaktoren
entfallen; zuvor war diese Erleichterung nur f�r
ESRS E1 (Klimawandel) vorgesehen. Diese Berichts-
pflicht gilt auch dann als erf�llt, wenn in den ersten
drei Berichtsjahren ausschließlich qualitative Anga-
ben �bermittelt werden, sofern die Erstellung quan-
titativer Angaben nicht durchf�hrbar ist. Lediglich
f�r ESRS E2-6 besteht eine Ausnahme: Die in Ab-
satz 40 Buchst. b vorgeschriebenen Informationen
zu Betriebs- und Investitionsausgaben, die im Be-
richtszeitraum i.V.m. gr�ßeren Vorf�llen und Einla-
gen get�tigt wurden, sind quantitativ zu benennen.

– Gleiches gilt f�r die allgemeinen Angabepflichten
des ESRS 2 SBM-3 (Wesentliche Auswirkungen, Ri-
siken und Chancen und ihr Zusammenspiel mit
Strategie und Gesch�ftsmodell): Im ersten Berichts-
jahr k�nnen die Angaben gelassen werden; gem.
ESRS 2 SBM-3 Abs. 48 Buchst. d kann das Unter-
nehmen in den ersten drei Jahren qualitative Anga-
ben �bermitteln, sofern die Erstellung quantitativer
Angaben nicht durchf�hrbar ist.

– ESRS S1-6 bis S1-17 schreibt f�r die eigene Beleg-
schaft insg. 12 Parameter vor. Hiervon d�rfen Unter-
nehmen im ersten Berichtsjahr viele auslassen, n�m-
lich: ESRS S1-7, S1-8 (nur in Bezug auf die eigene
Belegschaft in Nicht-EWR-L�nder), S1-11, S1-12,
S1-13, S1-14 (nur betreffend: Datenpunkte zu ar-
beitsbedingten Erkrankungen und zur Zahl der
Ausfalltage auf Grund von Verletzungen, Unf�llen,
Todesf�llen und arbeitsbedingten Erkrankungen;
Angaben �ber nicht angestellte Besch�ftigte) und
S1-15.

23) Vgl. die Ausf�hrungen im vorstehenden Kapitel II.4.
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– F�r Unternehmen, die am Bilanzstichtag die durch-
schnittliche Zahl von 750 Besch�ftigten im Ge-
sch�ftsjahr nicht �berschreiten, k�nnen im ersten
Berichtjahr zudem Angaben zu Scope 3- und Ge-
samt-Treibhausgasemissionen (ESRS E1-6) sowie
Angaben zur eigenen Belegschaft (ESRS S1) entfal-
len. In den ersten zwei Berichtsjahren brauchen die-
se Unternehmen auch die Angaben zu Biodiversit�t/
�kosysteme (ESRS E4), Arbeitskr�fte in der Wert-
sch�pfungskette (ESRS S2), betroffenen Gemein-
schaften (ESRS S3) sowie Verbraucher/Endnutzer
(ESRS S4) nicht erf�llen.

Wenn ein Unternehmen die zuletzt genannten Erleich-
terungen in Bezug auf ESRS E4, S1, S2, S3 oder S4 in
Anspruch nimmt, so ist dennoch anzugeben, ob die in
diesen f�nf Standards genannten Nachhaltigkeitsthe-
men als wesentlich eingestuft wurden. Ist dies der Fall,
sind – trotz der �bergangsvorschrift zum Auslassen
der Angaben in den ersten zwei Berichtsjahren – fol-
gende Angaben nach ESRS 2.17 erforderlich:

a) Liste der Aspekte (d.h. Thema, Unterthema oder Un-
ter-Unterthema) nach ESRS 1 Anlage A AR 16, die als
wesentlich bewertet wurden, und Kurzbeschreibung,
wie das Gesch�ftsmodell und die Strategie des Unter-
nehmens die Auswirkungen des Unternehmens in Be-
zug auf diese Aspekte ber�cksichtigen. Der Aspekt
kann auf der Ebene eines Themas, Unterthemas oder
Unter-Unterthemas dargestellt werden,

b) kurze Beschreibung aller zeitgebundenen Ziele in
Bezug auf die betreffenden Aspekte sowie die Fort-
schritte im Hinblick auf die Erreichung dieser Ziele
und die Frage, ob seine Ziele im Zusammenhang mit
biologischer Vielfalt und �kosystemen auf schl�ssigen
wissenschaftlichen Erkenntnissen beruhen,

c) kurze Erl�uterung der Strategien in Bezug auf die
betreffenden Aspekte,

d) kurze Beschreibung der ergriffenen Maßnahmen,
um tats�chliche oder potenzielle nachteilige Auswir-
kungen im Zusammenhang mit den betreffenden
Aspekten zu ermitteln, zu �berwachen, zu verhindern,
zu mindern, zu beheben oder zu beenden, sowie das
Ergebnis solcher Maßnahmen,

e) relevante Parameter f�r die betreffenden Aspekte.

III. Weiterer Zeitplan

Die von der Europ�ischen Kommission verabschiedete
Delegierte Verordnung mit den delegierten Rechtsak-
ten zu den ESRS soll in der zweiten Augusth�lfte an
das Europ�ische Parlament und den Rat zur Pr�fung
�bermittelt werden. Die Pr�fung darf bis zu zwei Mo-
nate dauern und kann um zwei weitere Monate verl�n-
gert werden. Es k�nnen jedoch keine �nderungen vor-
genommen werden, sondern es kann nur eine
vollst�ndige Zur�ckweisung erfolgen. Mit einer Ab-
lehnung d�rfte jedoch nicht zu rechnen sein. Daher
ist davon auszugehen, dass die Bekanntmachung im
EU-Amtsblatt erfolgt. Die Verordnung tritt am Tag
nach ihrer Ver�ffentlichung in Kraft (Art. 2 der Dele-
gierten Verordnung).24)

Der delegierte Rechtsakt mit den ESRS gilt f�r Ge-
sch�ftsjahre, die am oder nach dem 1.1.2024 beginnen,

zun�chst f�r Unternehmen, die bereits den Berichtsan-
forderungen der nichtfinanziellen Erkl�rung unterlie-
gen. F�r weitere Unternehmen greift die stufenweise
Anwendung nach Art. 5 der CSRD. So m�ssen ab
dem Gesch�ftsjahr 2025 große Gesellschaften i.S.d.
§ 267 Abs. 3 HGB wie auch Mutterunternehmen gro-
ßer Gesellschaften, die einen Konzernabschluss erstel-
len sowie große Versicherungsunternehmen und
Kreditinstitute die Berichtspflichten erf�llen. B�rsen-
notierte KMU (Ausnahme: Kleinstunternehmen) fol-
gen ab dem Gesch�ftsjahr 2026, sie k�nnen jedoch
bis einschl. 2027 die sog. Opting-out-Phase nutzen.25)

Zus�tzlich zu den spezifischen Standards f�r b�rsen-
notierte KMU folgen auch branchenspezifische Stan-
dards, die in Erg�nzung zus�tzlich anzuwenden sind.
Diese sollten von der EU-Kommission laut Plan bis zum
30.6.2024 per delegierte Rechtsakte erlassen werden
(Art. 29b Abs. 1 Unterabs. 3, Art. 29c Abs. 1 Bilanz-RL
n.F.); es wird jedoch zu zeitlichen Verschiebungen
kommen. Die Ver�ffentlichung der Konsultationsent-
w�rfe f�r den zweiten Satz an ESRS f�r b�rsennotierte
KMUs sowie die ersten vier sektorspezifischen ESRS
ist nach vorl�ufigem Zeitplan f�r Herbst 2023 vorgese-
hen.26) Alle Standards werden mindestens alle drei
Jahre nach Geltungsbeginn �berpr�ft und ggf. ange-
passt (Art. 29b Abs. 1 Unterabs. 6 Bilanz-RL n.F.).

IV. Zusammenfassung

Am 31.7.2023 hat die EU-Kommission den delegierten
Rechtsakt zum ersten Satz der europ�ischen Standards
der Nachhaltigkeitsberichterstattung ver�ffentlicht.
W�hrend ESRS 1 allgemeine Anforderungen umfasst,
schreiben der branchen�bergreifende ESRS 2 (Allge-
meine Angaben) und die zehn themenbezogenen
Standards zu Umwelt-, Sozial- und Menschenrechts-
sowie Governance-Faktoren umfangreiche Berichts-
pflichten vor. Wie aufgezeigt, sind ausgehend von
den EFRAG-Vorschl�gen auf dem Weg zum finalen
delegierten Rechtsakt einige Erleichterungen eingear-
beitet worden, die zu einer Reduzierung der Komple-
xit�t beigetragen haben. Hinzu kommen Erleichte-
rungen durch die schrittweise Einf�hrung von
Angabepflichten in der �bergangsphase. Nur verein-
zelt ist der sog. comply or explain-Ansatz wieder ein-
gef�hrt worden.

Eine zentrale Erleichterung betrifft die Ausweitung
des Wesentlichkeitsvorbehalts auf alle themenbezoge-
nen Standards (Ausnahme: Angaben in Bezug auf
ESRS 2 IRO-1 f�r Umwelt- und Governance-Faktoren).
Die Berichtspflichten des ESRS 2 (Allgemeine Anga-
ben) sind weiterhin stets zu erf�llen. Des Weiteren
wurden Erleichterungen geschaffen, indem in Teilen
eine h�here Flexibilit�t und wenige Wahlrechte einge-
r�umt wurden. In diesem Zusammenhang gab es auch
Erleichterungen bei der Bestimmung von berichts-

24) Vgl. Delegierte Verordnung vom 31.7.2023 zur Erg�nzung der
Richtlinie 2013/34/EU des Europ�ischen Parlaments und des
Rates durch Standards f�r die Nachhaltigkeitsberichterstat-
tung, C(2023) 5003 final, 10.

25) Vgl. die Ausf�hrungen in Kapitel II.4.
26) DRSC Briefing Paper: Europ�ische Kommission beginnt

Konsultation des Set 1 der ESRS, 3; abrufbar unter:
https://www.drsc.de/app/uploads/2023/06/230612_Briefing_
Paper_KOM_ESRS_Set1.pdf (Abruf: 24.8.2023).
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pflichtigen Angaben. So muss nur f�r die Berichtsan-
gaben betreffend Klimawandel (ESRS E1) eine aus-
f�hrliche Erl�uterung gegeben werden, warum dieses
Thema nicht wesentlich ist; f�r alle anderen Themen
kann die Erl�uterung wahlweise erfolgen (vgl. die vor-
stehende Abb. 2). Weiterhin greifen bestimmte Er-
leichterungen f�r (b�rsennotierte) KMU, die ab dem
Gesch�ftsjahr 2026 einen Nachhaltigkeitsbericht er-
stellen m�ssen, es sei denn, sie nutzen eine zweij�hri-
ge �bergangsphase. Dar�ber hinaus existieren einige
zeitlich befristete Erleichterungsm�glichkeiten in der
�bergangsphase f�r die ersten beiden Berichtsjahre,
die teils f�r alle Unternehmen und teils gr�ßenabh�n-
gig lediglich f�r Unternehmen mit bis zu 750 Besch�f-
tigten gelten.

Die Erleichterungen tragen zu einer gewissen Ent-
sch�rfung der Berichtspflichten bei. Dies gilt insb. f�r
die großen Kapitalgesellschaften, die ab dem Berichts-

jahr 2025 erstmals einen verpflichtenden Nachhaltig-
keitsbericht erstellen m�ssen und zu der gr�ßten
Gruppe der Anwender z�hlen. Insofern sind die Er-
leichterungen grds. zu begr�ßen, zumal ein zweiter
Satz an sektorspezifischen ESRS mit zus�tzlichen An-
gabepflichten folgen wird. F�r KMU werden spezifi-
sche ESRS erlassen, um diesen Anwenderkreis nicht
zu �berfordern. Auch f�r KMU in der Lieferkette von
Großunternehmen werden die Informationsanforde-
rungen auf den KMU-spezifischen Standard gedeckelt
sein. Weitere Regulierungen sind absehbar. So steht
die Finalisierung der Corporate Sustainability Due Di-
ligence27) (CSDDD) an, die Auswirkungen auf die
Nachhaltigkeitsberichterstattung haben wird.
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